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Pressemitteilung
„Lügen haben kurze Beine“

Zur Regierungserklärung von Ministerpräsident Dietmar Woidke zum Volksbegehren „Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr“ und dem „Kompromissvorschlag“ der Landesregierung eines Nachtflugverbots von 24 Uhr bis 6 Uhr

„Da ich Dietmar Woidke schon seit vielen Jahren kenne, glaube ich nicht, dass er persönlich vorsätzlich versucht hat, das Nachtflugverbot im Rahmen des, vom Landtag angenommenen Volksbegehrens nicht umzusetzen. Fakt ist und bleibt aber, dass Dietmar Woidke als Fraktionsvorsitzender und später als Mitglied des Kabinetts Platzeck von Anfang an und in führender Rolle in die Flughafenproblematik involviert war und auch am Beschluss des Landtages und der Positionierung der Koalitionsfraktionen das Volksbegehren anzunehmen, beteiligt war. Insofern kann sich Ministerpräsident Dietmar Woidke nicht herausreden, dass er das alles nur „geerbt“ hätte.

Zum „Kompromissvorschlag“ des Ministerpräsidenten bleibt einfach nur festzustellen, dass dieser nicht nur unzureichend ist, sondern auch  geradezu eine Zumutung darstellt, was hier den Bürgerinnen und Bürgern im Umfeld des Flughafens angeboten wird. Der Landtag hat mit großer politischer Begleitmusik seinerzeit das Volksabstimmungsgesetz geändert und bekräftigt, dass Volksabstimmungen ein wesentlicher Bestandteil der politischen Mitbestimmung in diesem Land Brandenburg sind. 
In diesem Zusammenhang kann man nicht das erste erfolgreiche Volksbegehren derartig desavouieren, dass man es letztendlich konterkariert. Der vom Ministerpräsidenten vorgeschlagene „Kompromiss“, dass von 5 Uhr bis 6 Uhr nicht geflogen wird, ist deshalb unzureichend weil er nicht dem Sinn, Ziel und Zweck des Volksbegehrens entspricht. Die Landesregierung sowie SPD- und Linksfraktion hätten sich im Jahr 2013 genau überlegen sollen, wie sie mit dem Volksbegehren umgehen, wenn sie es denn annehmen. Offensichtlich war es damals tatsächlich nur ein politischer Trick und eine Täuschung und der Versuch dem Volksbegehren und der daraus resultierenden Volksbewegung die Spitze abzubrechen. 

Als Fazit bleibt festzustellen, dass die Regierung versagt hat. Der ehemalige Ministerpräsident Matthias Platzeck hat seinerzeit erklärt, dass er sich daran messen lassen wird und dass auch jeder andere Ministerpräsident sich daran messen lassen muss. Aber das Ergebnis ist, dass der Ministerpräsident leider versagt hat. 


